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Das Blatt erſcheint nach + 7 + Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 

Bedarf im allgemeinen 1 anſtalten und durch die 

monatlich zweimal, zum E Expedition des „Dlaltes 

Preiſe von jährlich M. 10. 7 Berlin W8, Mauerſtr. 4/44. 
der 


Handels- und Gewerbe-Ver waltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


A erlin, Montag, den 18. August 1919. 


Ar. 1. 


19. Jahrgang. 


Inhalt: 
1. Perſönliche Angelegenheiten: S. 205. 8 
II. Allgemeine Verwaltungs angelegenheiten: Privatbenutzung amtlicher Feruſprechanſchlüſſe S. 205. Neifer 
foften der Staatsbeamten S. 206. Leiſtungen und Lieferungen in der Eiſenbahn und Bau⸗Verwaltung 
S. 207. rriegsbeihilfen und triegsteuerungszulagen S. 209, S. 209, S. 210. Verſetzung von Staats: 
beamten in den Ruheſtand S. 210. 

III. Dandelsangelegenheiten: 1. Handels vertretungen: Handelskammer zu Neuß S. 211. Börſen⸗ 
orbnung für die Vörſe in Eſſen (Ruhr) ©. 211. — 2. Handelsverkehr: Verteilung zentral bewirt⸗ 
ſchafteter Lebensmittel S. 212. Verkehr mit Seifen S. 213. — 8. Schiffahrts angelegenheiten: 
Treibminen in der Helgoländer Bucht S. 214. 

IV. Gemerhliche Angelegenheiten: 1. Stehender Gewerbebetrieb: Fachausſchuß im Baäckereigewerbe 
8 214. Stellenvermittlergeſetz S. 215. — 2. Gewerbliche Anlagen: Herſtellung, Aufbewahrung 
und Verwendung von Azetylen S. 215. — 3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Beſchäfti⸗ 
gung ehemaliger Berufsſoldaten S. 216. — 4. Reichs verſicherungsordnung: Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt Brandenburg S. 216. 

V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Prüfungen für Ge⸗ 
werbeſchullehrer, Gewerbeſchullehrerinnen, Handelslehrer und Handelslehrerinnen S. 216. — 2. Fort⸗ 


bildungsſchulen: Unterrichtszeit au den Forbildungsſchulen S. 217. 
VI. Nichtamtliches: Bücherſchan S. 217. 
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1. Perſönliche Angelegenheiten. 


Beim Miniſterium für Handel und GGe⸗ des dortigen Regierungs- und Gewerberats 
werbe iſt der Steuerkanzliſt Klodt zum beauftragt worden. 

Geheimen Kanzleiſekretär ernannt worden. Der Gewerbeafiefior Lüſſenhop in 

Magdeburg iſt zum 1. Auguſt d. J. nach 

Der Gewerbeinſpektor Marczinowski Gleiwitz verſetzt und dort mit der vorüber⸗ 

in Gleiwitz iſt zum 1. Auguſt d. J. nach gehenden Verwaltung der Gewerbeinſpektion 
Magdeburg verſetzt und mit der Unterſtützung beauftragt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Privatbenutzung amtlicher Fernſprechanſchlüſſe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Belkin 28. 9, den 11. Fil 128. 


Für den Mc von Dienfträumen und von Wohnungen der Beamten an das 
Fernſprechnetz ſowie für die private Benutzung amtlicher Fernſprechanſchlüſſe wird mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1918 ab folgendes beſtimmt: 

1. Dienſträume dürfen nur an das Fernſprechnetz angeſchloſſen werden, wenn dienſt⸗ 
liche Bedürfniſſe den dadurch entſtehenden Koſtenaufwand rechtfertigen. Der Anſchluß 
ſowie eine etwaige Erweiterung beſtehender Aulagen bedarf meiner Genehmigung. Die 
Anſchlüſſe erfolgen in der Regel gegen Pauſchgebühren. 

2. Die Wohnung eines Beamten darf nur in ganz beſonderen Ausnahmefällen und 
nur nach zuvoriger Einholung meiner Genehmigung an das Fernſprechnetz angeſchloſſen 
werden. Der Anſchluß ſoll in der Regel als Nebenanſchluß zu einem amtlichen Haupt⸗ 
anſchluß erfolgen. Iſt dies nicht augängig, fo wird zu prüfen ſein, ob einem Haupt⸗ 
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anſchluß gegen Grund- und Geſprächsgebühr, oder einem ſolchen gegen Pauſchgebühr der 
Vorzug zu geben iſt. In den Anträgen auf Genehmigung einer ſolchen Anlage iſt ſtets 
anzugeben, wie hoch ſich die an die Poſtverwaltung zu zahlenden Koſten (einmalige und 
laufende) für jede der beiden Arten von Auſchlüſſen ſtellen. 
3. Hinſichtlich der Entſchädigung, welche für private Mitbenutzung amtlicher Fern⸗ 
ſprechanſchlüſſe zu zahlen iſt, gilt folgendes: 

a) Die Beamten haben für die Benutzung amtlicher Fernſprechanſchlüſſe zu Privat⸗ 
geſprächen in den Dienſträumen keine Vergütung zu entrichten. 

b) Der Inhaber einer amtlich gegen Grund- und Geſprächsgebühr oder gegen 
Pauſchgebühr an das Feruſprechnetz angeſchloſſenen Wohnung iſt zur Zahlung 
eines Beitrags nicht heranzuziehen, wenn er erklärt, den Auſchluß zu Privat- 
geſprächen nicht benutzen zu wollen. Er hat dann am Schluſſe des Rechnungs— 
jahrs oder beim Aufhören der Verbindung feiner Wohnung mit dem Fern— 
ſprechnetz dienſtlich zu verſichern, daß ſeiues Wiſſens eine Benutzung feines An— 
ſchluſſes zu Privatgeſprächen nicht ſtattgefunden hat. Unterbeamte oder zu dieſer 
Beamtengruppe zu rechnende ſonſtige Bedienſtete haben für die private Be— 
nutzung amtlich in ihrer Wohnung eingerichteter Feruſprecher Gebühren nicht 
zu entrichten. 

e) Im übrigen find von dem Wohnungsinhaber einzuziehen: 

a) bei Anſchluß gegen Grund- und Geſprächsgebühr eine Entſchädigung in 
Höhe des Betrags, der an die Poſtverwaltung für einen Nebenanſchluß 
auf dem Grundſtück des Hauptanſchluſſes zu zahlen wäre, ſowie die fällig 
gewordenen Gebühren, ſoweit ſie die Grundgebühr und die Mindeſtgeſprächs⸗ 
gebühr (für 400 Geſpräche im Jahr) oder die Grundgebühr und die 
Geſprächsgebühren für eine ausnahmsweiſe von mir für den Anſchluß 
feſtgeſetzte höhere Zahl amtlich zu bezahlender Geſpräche überſteigen. Weiſt 
der Beamte nach, daß der Anſchluß zu mehr als 400 amtlichen Geſprächen 
oder zu mehr amtlichen Geſprächen als in der ſonſt feſtgeſetzten Höhe 
benutzt worden iſt, fo find neben der Anerkennungsgebühr nur die Gebühren 
für die Mehrgeſpräche zu zahlen; 
bei Anſchluß gegen Pauſchgebühr eine Entſchädigung in Höhe des Betrags, 
der an die Poſtverwaltung für einen nicht auf dem Grundſtück des 
Hauptanſchluſſes befindlichen Nebenanſchluß zu zahlen wäre. 

d) Für private Benutzung amtlicher Nebenanſchlüſſe in Wohnungen ſind Beiträge 
nicht einzuziehen. 

e) Die Gebühren für private Ferngeſpräche find von den Beamten ſtets zu entrichten. 

4. Wenn bei amtlichem Auſchluß von Wohnungen der Wohnungsinhaber als Anſchluß— 
inhaber gegenüber der Poſt auftritt, ſo hat-die Behörde dem Beamten den auf die Staats— 
kaſſe entfallenden Koſtenanteil aus dem Geſchäftsbedürfnisfonds zu erſtatten. Tritt die 
Behörde als Auſchlußinhaber auf, fo find die von dem Beamten zu erſtattenden Beiträge 
bei den „Sonſtigen Einnahmen“ der einzelnen Kaſſenanſchläge zu vereinnahmen. 

In Vertretung. 
ZB 257. 16811. ZB, Dönhoff. 


0 
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An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Reiſekoſten der Staatsbeamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 5 Berlin W. 9, den 28. Juli 1919. 

Bei Auslegung des § 18 Abſ. 1 (vgl. auch 88 18 Abf. 2, 29, 30, 31, 32) der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Staatsminiſteriums zu den Vorſchriften über die Reiſekoſten der 
Staats beamten vom 24. September 1910 (Geſetzzſamml. S. 269) find Zweifel darüber ent⸗ 
fanden, was unter Zugang und Abgang an einem der in den 88 12 und 13 daſelbſt 
bezeichneten Orte zu verſtehen ſei, ob es für den Begriff des Zugangs oder Abgangs an 
einem der bezeichneten Orte notwendig ſei, daß der zu oder von der Eiſenbahnſtation uſw. 
zurückgelegte Weg in feiner ganzen Ausdehnung innerhalb der Ortsgrenze liegen müſſe, 


oder ob es genüge, wenn beim Zugang nur der Aufang, nicht aber auch das Ende, beim 
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Abgang das Ende, nicht aber auch der Anfang innerhalb der Ortsgrenze liegt. Zur Be 
ſeitigung der Zweifel hat die Preußiſche Staatsregierung den Nachtrag vom 23. Mai d. I. 
(Geſetzſamml. S. 92) erlaſſen, auf den zur Nachachtung hiermit verwieſen wird, 

Gleichzeitig wird der Schlußſatz der Rundverfügung der Herren Miniſter des Innern 
und der Finanzen vom 12. März 1913 (mitgeteilt durch Erlaß vom 8. April 1913, 
Ml. S. 284), betreffend die Vergütung für den Ab⸗ und Zugang am auswärtigen 
Übernachtungsort, aufgehoben. Es iſt vielmehr für einen und denſelben Tag am Über⸗ 
nachtungsorte nicht mehr als ein Abgang oder ein Zugang zu gewähren. 

Im Auftrage. 

731786. 1 7406. Dr. von Seefeld. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Leiſtungen und Lieferungen in der Eiſenbahn⸗ und Bau⸗Verwaltung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 26. Juli 1919. 


Abdruck überſende ich mit dem Erſuchen, die Handwerkskammern von dem Erlaſſe 
des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu verſtändigen. 
Im Auftrage. 
IV 5165. Dr. von Seefeld. 


Au die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Berlin W. 06, den 8. Juli 1918. 

Wie ſchon in dem Erlaß vom 15. März d. 38. (V. 54 D. 3511/ III. A. 18. 88 (0) aus⸗ 
geführt, empfiehlt ſich auf dem Gebiete des Verdingungsweſens bei der Fürſorge für 
den gewerblichen Mittelſtand in weiteſtem Maße die Anwendung der freihändigen 
Vergebung. Die formelle engere Ausſchreibung iſt für die Pflege der mittelſtändiſchen 
Intereſſen im allgemeinen weniger geeignet, da die Verwaltung nach den zur Zeit geltenden 
Vorſchriften (Allgemeine Beſtimmungen, betreffend die Vergebung von Leiſtungen und 
Lieferungen vom 23. Dezember 1905, Abſchnitt 8 % Satz 1) hier unter ſouſt gleich— 
wertigen Angeboten den Zuſchlag dem Mindeſtfordernden erteilen muß, ein Verfahren, das 
bei handwerksmäßigen Arbeiten vielfach zu Widerſprüchen mit den in dem Erlaß 
vom 4. September 1912 (Eiſenb. Verord. Bl. ©. 341; Zentralbl. der Bauverw. S. 473) ) ver⸗ 
tretenen müttelſtändiſchen Grundſätzen jtehl. Als engere Ausſchreibung in dieſem Sinne gilt 
aber nur ein formelles ſich als eine wirkliche Verdingung zu engerem Wettbewerbe darſtellen⸗ 
des Verfahren. Werden, wie ſich dies gerade bei Arbeiten des Handwerks vielfach empfehlen 
wird, in loſer Form Angebote von mehreren Gewerbetreibenden mit der Abſicht eingeholt, 
ſich dabei im allgemeinen über die Preiſe, Materialien uſw. zu unterrichten und dann mit 
dem einen oder anderen Gewerbetreibenden unter freier Berückſichtigung der Umſtände des 
einzelnen Falles abzuſchließen, ſo handelt es fie) um eine freihändige Vergebung, bei 
der eben dieſe Umſtände des einzelnen Falles in weiteſtem Maße Berückſichtigung finden 
können, wie z. B. Ortsanfäiligfeit, Kriegsteilnahme uſw. Selbſtverſtändlich ſind bei 
Anwendung dieſes freien Verfahrens die unten abgedruckten Beſtimmungen aus Abſchnitt VI 
Abſatz 1 und des Abſchnitts VII des oben genannten Erlaſſes vom 4. September 1912 zu 
beachten. Dieſe Vorſchriften haben zwar in erſter Linje den Fall der öffentlichen Ausſchreibung im 
Auge; ſie gelten aber in ihren allgemeinen Grundſätzen ebenſo für die freihändige Vergebung, 
Die Behörden müſſen ſich einerſeits frei von bürokratiſcher und fiskaliſcher Augſtlichkeit 
halten; andererſeits iſt von ihnen unbedingte Gerechtigkeit zu fordern und es muß, worauf 
ſchon in dem oben bezeichneten Erlaß vom 15. März d. Is. hingewieſen iſt, durchaus ver- 
mieden werden, daß das Verfahren dazu benutzt wird, um einzelnen Gewerbetreibenden 
überhaupt, und namentlich auch bezüglich der Preiſe oder durch ihre häufige Heranziehung, 
beſondere Vorteile zuzuweiſen. 

Die Frage, ob es ſich mit Rückſicht auf dieſe weitere Anwendung der freihändigen 
Vergebung und auch mit Müdjicht auf den geſunkenen Geldwert empfiehlt, die für die 


) Ml. 1906 S. 72, 89. * Ml. 1912 S. 496. 


Alitlage. 
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Zuſtändigkeit der Amter und Bauabteilungen zur Zeit vorgeſchriebenen Grenzſummen 
(Eiſenbahnverwaltung: Erlaß vom 8. April 1913 — IV. 43. 115. 168 —, Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
ordnungsblatt Seite 124 — Hochbauverwaltung: Dienſtanweiſung für die Ortsbaubeamten 
8 202 — Waſſerbauverwaltung: Allgemeiner Erlaß vom 7. Juni 1910 — III. 1902/09 C. A., 
als Nachtrag zur allgemeinen Verfügung Nr. 3 für die Waſſerbauverwaltung, betr. Ver⸗ 
dingungsweſen) zu erhöhen, kann ſpäterer Erwägung vorbehalten bleiben. Geht im 
einzelnen Falle, in dem die Anwendung der freihändigen Vergebung von der ausführenden 
Behörde als zweckmäßig erkannt iſt, die Summe über die Grenze ihrer Zuſtändigkeit 
hinaus, ſo iſt in einfachſter Form die Genehmigung der vorgeſetzten Provinzialbehörde 
einzuholen. Jedenfalls darf das Erfordernis höherer Genehmigung niemals 
ein Grund ſein, eine Maßregel zu unterlaſſen, die im einzelnen Falle zweck— 
mäßig erſcheint. 


Abdruck aus dem Erlaß vom 4. September 1912. 


VI. 


„Nach den Vorſchriften in Abſchnitt IT Ziffer 8 der allgemeinen Beſtimmungen 
„darf die niedrigſte Geldforderung als ſolche für die Entſcheidung über den Zuſchlag 
„keineswegs den Ausſchlag geben. Der Zuſchlag darf vielmehr nur auf ein in 
„jeder Beziehung annehmbares, die tüchtige und rechtzeitige Ausführung der be— 
„treffenden Leiſtung oder Lieferung gewährleiſtendes Gebot erteilt werden. Es ſind 
„alſo nur ſolche Bewerber zu berückſichtigen, welche für die bedingungsmäßige Aus⸗ 
„führung ſowie für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen gegenüber ihren Handwerkern 
„und Arbeitern die erforderliche Sicherheit bieten. Bewerber, von denen der aus⸗ 
„ſchreibenden Behörde bekannt iſt, daß ſie ihren Beitragspflichten bei der Kranken-, 
„Unfall- und Invalidenverſicherung nicht nachzukommen pflegen, find auszuſcheiden. 
„Ausgeſchloſſen von der Berückſichtigung ſind weiter ſolche Angebote, die den bei 
„der Ausſchreibung zugrunde gelegten Bedingungen oder Proben nicht entſprechen, 
„ferner ſolche Angebote, die nach den von den Bewerbern eingereichten Proben für 
„den vorliegenden Zweck nicht geeignet ſind, endlich ſolche Angebote, die eine im 
„offenbaren Mißverhältnis zu der Leiſtung oder Lieferung ſtehende Preisforderung 
„enthalten, ſo daß nach dem geforderten Preiſe an und für ſich eine tüchtige Aus— 
„führung nicht erwartet werden kann. Nur ausnahmsweiſe darf in dem letzteren 
„Falle der Zuſchlag erteilt werden, wenn der Bewerber als zuverläſſig und leiſtungs— 
„fähig bekannt iſt und ausreichende Gründe für die Abgabe des ausnahmsweiſe 
„niedrigen Gebots beigebracht ſind oder auf Befragen beigebracht werden.“ 


(Die hier weggelaſſenen weiteren Ausführungen betreffen lediglich 
das öffentliche Verdingungsverfahren und kommen hier uicht in Betracht.) 


VII. 

„Wenn mit der unter VI behandelten Vorſchrift auch in erſter Linie bezweckt 
„wird, den Staat vor minderwertigen Leiſtungen zu ſchützen, ſo geht die Beſtimmung 
„nach den oben unter 1 hervorgehobenen Grundgedanken“) doch auch davon aus, 
„daß einer tüchtigen Arbeit ein entſprechender Lohn werden ſoll. In dieſem Sinne 
„muß der Zuſchlag zu einem an ſich zu niedrig erſcheinenden Preiſe auf ganz be— 
„ſondere Fälle beſchränkt bleiben, die eine Verallgemeinerung als völlig ausge— 
„ſchloſſen erſcheinen laſſen und deren Unmſtände auf jeden Fall aktenkundig zu machen 
„ſind. Zuverläſſigkeit und Leiſtungsfähigkeit des Bewerbers allein reichen in dieſem 
„Sinne niemals aus, um den Zuſchlag auf ein als zu niedrig erſcheinendes Angebot 
„zu rechtfertigen; es müſſen außerdem noch ganz beſondere, nicht zu verall— 
„gemeinernde Verhältniſſe vorliegen. Vielfach iſt die Meinung vertreten worden, 

— „daß die Behörden ſchon bei der Häufung auffallend niedriger Angebote ſolche be⸗ 
„ſonderen Verhältniſſe als vorliegend erkennen dürften. Das iſt unzutreffend. Ich 
„erwarte, daß die mir unterſtellten Behörden die genannte Vorſchrift in dem richtigen 


) („Licht und Schatten zwiſchen der Verwaltung und den Inter 
nehmern nach Billigkeit zu verteilen und im Sinne einer geſunden 
Mittelſtandspolitik tunlichſt auch den Jutereſſen der kleineren Unter- 
nehmer, und namentlich auch des Handwerkerſtandes, Rechnung zu 
tragen“.) 
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„Sinne anwenden und daß ſie namentlich bei der Vergebung von hand- 
„werksmäßig auszuführenden Arbeiten des vorſtehend hervorgehobenen 
„Grundſatzes eingedenk ſein werden, daß einer tüchtigen Arbeit auch 
„ein entſprechender Lohn werden ſoll.“ 

„Wenn auch ſelbſtverſtändlich von den Behörden und Beamten die Grund⸗ 
„Süße der Wirtſchaftlichkeit ſtets zu wahren find, jo vermag doch die Unzulänglichkeit 
„der zur Verfügung ſtehenden Mittel einen Verſtoß gegen die obigen Grundſätze 
„niemals zu rechtfertigen.“ 

Oeſer. 


An die Eiſenbahndirektionen, die Herren Oberpräftdenten in uſw., die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin uſw. 


Kriegsbeihilfen und Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 17. Juli 1919. 

Ju das Verzeichnis derjenigen Orte und Bezirke, die als „teuere Orte“ im Sinne 
der Vorſchriften über die Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln ſind — 
zu vgl. Ziffer I 1b der Rundverfügung vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß 
vom 12. März 1919, HMBl. S. 64) werden rückwirkend vom 1. Januar 1919 noch 

a) die Orte Mittenwalde, Teltow, Teupitz, Trebbin, Zoſſen, Bohnsdorf, Buckow, 
Drewitz, Eichwalde, Großbeeren, Halbe, Hoherlehme, Königswuſterhauſen mit 
Anit, Mahlow, Miersdorf mit Hankelsablage, Rudow, Schmöckwitz, Stahnsdorf, 
Wünsdorf, Zeuthen, Babelsberg, Grünau⸗Dahmer Forſt, Kleinmachnow, Pfauen⸗ 
inſel, Zehrensdorf, Angermünde, Oderberg, Schwedt a. O., Beeskow, Storkow, 
Saarow⸗Pieskow, Ketſchendorf, Velten, Nauen, Seegefeld (Gemeinde und Gut), 
Falkenhagen, Kremmen, Ketzin, Jüterbog, Prenzlau, Neuruppin, Eberswalde, 
Freienwalde a. O., Wriezen, Strausberg, Bieſenthal, Melchow, Rüdnitz, Rathenow, 
Plaue a. H., Friedrichshagen, Erkner, Biesdorf, Kaulsdorf, Mahlsdorf, Hoppe⸗ 
garten (Gut Dahlwitz), Neuenhagen, Rahnsdorf mit Wilhelmshagen, Klein 
Schönebeck mit Fichtenau, Frohnau, Hohen⸗Neuendorf, Birkenwerder, Buch, 
Zepernick, Oranienburg, Bernau, Kalkberge, Rüdersdorf, Tasdorf, Woltersdorf, 
Fredersdorf, Petershagen, Templin, Lychen, Zehdenick, Beelitz, Werder, Belzig, 
Treuenbrietzen, Caputh (Gemeinde und Gut), Gemeinde Glindow, Bergholz mit 
Rehbrücke, Kolonie Wilhelmshorſt, Gemeinde Michendorf, Gemeinde Seddin, 
Gutsbezirk Plantagenhaus, Rittergut Potsdam, Gutsbezirk Hermannswerder, 
Gutsbezirk Tornow und die Gemeinden Großkreutz, Götz, Göttin (bei Branden⸗ 
burg), Schmerzke und Wuſt des Regierungsbezirks Potsdam, 

p) die Stadt Quedlinburg des Regierungsbezirks Magdeburg, 

e) die Orte Ernsdorf-Kreuzthal und Buſchhütten und die Stadt Hilchenbach des 
Regierungsbezirks Arnsberg, 8 

d) der engere Stadtbezirk Gummersbach und die Ortſchaft Dieringhauſen des 
Regierungsbezirks Cöln, 

e) die Gemeinde Lontzen und die Städte Erkelenz, Jülich und Monſchau des 
Regierungsbezirks Aachen 

aufgenommen. 

Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels- und Gewerbe⸗ 
verwaltung zu veranlaſſen. 

In Vertretung. 
ABLE 818. Dönhoff. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Kriegsbeihilfen und Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 24. Juli 1919. 
In das Verzeichnis derjenigen Orte und Bezirke, die als „teuere Orte“ im Sinne 
der Vorſchriſten über die Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln ſind — 


Anlage: 
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zu vgl. Ziff. 1 1b des Runderlaſſes vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Rundverfügung 
vom 12. März 1919, HMBl. S. 64) werden rückwirkend vom 1. Januar 1919 noch 


a) die Stadt Swinemünde und das Seebad Heringsdorf des Regierungsbezirks 


Stettin, 
b) die Stadt Freudenberg des Regierungsbezirks Arnsberg 
aufgenommen. 


Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels⸗ und Gewerbe— 
verwaltung zu veranlaſſen. 
Im Auftrage. 
ABI 878. Dr. von Seefeld. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Kriegsbeihilfen und Kriegsteuerungszulagen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 29. Juli 1919. 
In das Verzeichnis derjenigen Orte und Bezirke, die als „teuere Orte“ im Sinne 
der Vorſchriften über die Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln find — 
zu vgl. Ziffer 1 Ib der Rundverfügung vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß 
vom 12. März 1919, HMBl. S. 64) werden rückwirkend vom 1. Januar 1919 noch 
a) die Stadt Pillau des Regierungsbezirks Königsberg / Pr., 
b) die Stadt Nordhauſen des Regierungsbezirks Erfurt, 
c) die Stadt Lingen des Regierungsbezirks Osnabrück, 
d) die Stadt Herford des Regierungsbezirks Minden, 
e) die Stadt Arnsberg des Regierungsbezirks Arnsberg 
aufgenommen. 
Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels- und Gewerbe⸗ 
verwaltung zu veranlaſſen. 
In Vertretung. 
JB 1915. Dönhoff. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Verſetzung von Staatsbeamten in den Ruheſtand. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Ls. 9. den 2. Auguſt 1919. 
Ich überſende Abdruck der Auweiſung der Preußiſchen Staatsregierung vom 21. Juni 
1919 zur Ausführung des § 13 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der 
unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. 


S. 33) zur Kenntnis und Beachtung. 
Im Auftrage. 


ZB. 1830. 1 7994. Dr. v. Seefeld. 
An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Anweiſung 
der 
Preußiſchen Staatsregierung (Staatsminiſterium) zur Ausführung des § 13 
der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der ummittelbaren 
Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33). 


Bei Geſuchen um Verſetzung in' den Ruheſtand nach § 13 der Verordnung, betreffend 
die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 
26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) iſt folgendes zu beachten: 

1. Sucht ein Beamter unter Berufung auf § 13 der Verordnung vom 26. Februar 
1919 ſeine Verſetzung in den Ruheſtand nach, ſo hat er in der Begründung ſeines Geſuchs 
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glaubhaft zu machen, daß die Umgeſtaltung des Staatsweſens den Grund für fein Geſuch 
bildet. Dem Antrag auf Verſetzung in den Ruheſtand iſt nicht ſtattzugeben, wenn im 
Einzelfall, insbeſondere unter Verückſichtigung der dieuſtlichen Tätigkeit und Stellung des 
Beamten, Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antrag nicht durch die Umgeſtaltung 
des Staatsweſens veranlaßt iſt. 

In Fällen, in denen der Beamte bereits nach den allgemeinen Ruhegehaltsvorſchriften 
ſeine Verſetzung in den Ruheſtand beantragt hatte oder das Verfahren nach 8 30 des 
Zivilruhegehaltsgeſetzes vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 268) ſchon eingeleitet war, 
muß es bei der Anwendung der allgemeinen Ruhegehaltsvorſchriften ſein Bewenden be- 
halten, wenn die Zurruheſetzung ſchon nach dieſen Vorſchriften ausgeſprochen werden kann. 

2. Die Zuſtellung der Entſcheidung über die Verſetzung in den Ruheſtand und über 
die Höhe des dem Beamten zuſtehenden Ruhegehalts kaun in den Fällen des § 13 der 
Verordnung vom 26. Februar 1919, wenn es das dienſtliche Intereſſe erfordert, einſtweilen 
ausgeſetzt bleiben; ſie hat jedoch ſpäteſtens ſo zu erfolgen, daß unter Berückſichtigung des 
8 24 des Zivilruhegehaltsgeſetzes vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 268) die Verſetzung 
in den Ruheſtand ſechs Monate nach Ablauf desjenigen Monats eintritt, in welchem der 
Beamte ſeine Verſetzung in den Ruheſtand nachgeſucht hat. 

3. Nach den zur Zeit geltenden Beſtimmungen können Kriegsbeihilfen an Beamte, 
die auf Grund des § 13 der Verordnung vom 26. Februar 1919 in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt worden ſind, nicht bewilligt werden. Auf die Hinterbliebenen findet dieſe Beſtimmung 
keine Anwendung. 

4. Eine libertragung der Befugnis zur Entſcheidung über die Verſetzung in den 
Ruheſtand und die Höhe des dabei zu gewährenden Ruhegehalts auf nachgeordnete 
Behörden (8 21 Abi. 3 und § 22 Abſ. 2 des Zivilruhegehaltsgeſetzes) findet in dem Ver⸗ 
fahren nach § 13 der Verordnung vom 26. Februar 1919 nicht ſtatt. 

Berlin, den 21. Juni 1919. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Dr. Südekum. Heine. Reinhardt. 


9 
an St K. 11816 fl Am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


. III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 
Handelskammer zu Neuß. 


8 Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer zu Neuß iſt auf 18 feſtgeſetzt. 
I1 2! 2468. 


Börſenordnung für die Börſe in Eſſen (Ruhr). 
Anderung der Börſenordnung.“) 
8 2 Abſatz 2. 

Die Zulaſſung kann nur dauernd fein. Durch die Zulaſſung wird der Antragſteller 
Börſenmitglied, jedoch haben nur ſolche Börfenmitglieder Stimmrecht, deren Firma in den 
Provinzen Rheinland und Weſtfalen in einem Handels- oder Genoſſenſchaftsregiſter ein— 
getragen ſtehen. 

8 9. 
Der Börſenvorſtand beſteht aus 18 Mitgliedern. Er wird im Monat Dezember 
jeden Jahres für das kommende Kalenderjahr aus den die Börſe beſuchenden Kaufleuten 
und Induſtriellen gewählt. 

Die Handelskammer und die Mitglieder der Börſe wählen je neun Mitglieder. Bis 
zu ſechs der von der Handelskammer zu wählenden Vorſtandsmitglieder ſollen der Induſtrie 
und dem Handel im weiteren Sinne, mindeſtens drei den dem Bankgewerbe angehörenden 
Firmen entnommen werden. 


) HMBl. 1909 S. 539 und 1916 ©. 286. 
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Die von den Mitgliedern der Börſe zu wählenden neun Vorſtandsmitglieder müſſen 
dem Bankgewerbe angehören. 

Wählbar aus dem Bankgewerbe ſind die Direktoren, ſtellvertretenden Direktoren und 
Prokuriſten von Geſellſchaften und Geſchäftsinhaber und Prokuriſten von Privatfirmen. 

Für die von den Börſenmitgliedern vorzunehmende Wahl wird folgendes beſtimmt: 

Der Börſenvorſtand hat zu der Wahl mindeſtens acht Tage vor dem angeſetzten 
Termine durch Ankündigung in einer in Rheinland und Weſtfalen verbreiteten Tageszeitung 
einzuladen oder den Termin der Wahl an mindeſtens zwei vor der Wahlhandlung 
liegenden Börſentagen durch Aushang bekannt zu geben. 

Firmen können ſich an der Wahl nur durch Geſchäftsinhaber, Direktoren, ſtell⸗ 
vertretende Direktoren oder Prokuriſten beteiligen. Die Teilnahme nicht erſchienener Mit⸗ 
glieder durch Bevollmächtigte iſt unzuläſſig. 

Von Firmen iſt nur ein Vertreter wählbar. 

Die Wahl erfolgt mittels Stinunzettel in geheimer Abſtimmung, ſoweit nicht die 
Wahl einzelner oder ſämtlicher Perſonen durch Zuruf von der Wahlverſammlung ohne 
Widerſpruch beſchloſſen wird. 

Jeder Wahlberechtigte hat ſoviel Stimmen, als Vorſtandsmitglieder zu wählen ſind. 

Als gewählt gelten, die die meiſten Stimmen auf ſich vereinigt haben. Bei Stimmen 
gleichheit eutſcheidet das Los. Es wird durch das die Wahl leitende Mitglied des Vor⸗ 
ſtandes gezogen. 

Die Wahl ſowohl der von der Handelskammer, wie von den Börſenmitgliedern zu 
wählenden Vorſtandsmitglieder erfolgt auf drei Jahre. Jährlich ſcheidet ein Drittel der 
von der Handelskammer und den Mitgliedern der Börfe gewählten je neun Mitglieder 
aus; die das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden durch das Los beſtimmt. 

Die vorſtehenden Anderungen der Vörſenordnung treten am 1. Oktober 1919 in Kraft. 


Handelskammer für die Kreiſe Eſſen, Mülheim (Ruhr) und Oberhauſen zu Eſſen. 
Der Vorſitzende. Der Syndikus. 


| Genehmigt. 
Berlin, den 18. Juli 1919. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
(Siegel.) Im Auftrage. 
IIa. 2165. Neuhaus. 


2. Handelsverkehr. 
Verteilung zentral bewirtſchafteter Lebensmittel. 
Preußiſcher Staatskommiſſar für Volksernährung. Berlin W. 8, den 24. Juni 19.9. 

Zur Verteilung der zentral bewirtſchafteten Lebensmittel ſind neben den in meinen, 
des Staatskommiſſars für Volksernährung, Runderlaſſen vom 19. Februar, 13. April und 
16. Mai d. Is. (Gen 100 bzw. 787 bzw. 1176) mitgeteilten Stellen auch die Genoſſen— 
ſchaften des Handwerks, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt ihrer Gründung, lediglich unter 
Prüfung der tatſächlichen Verhältniſſe der Genoſſenſchaften zuzulaſſen. Dabei iſt zunächſt 
nach Maßgabe meines, des Staatskommiſſars für Volksernährung, Runderlaſſes vom 
8. März 1918 (Gen. 22911.) zu prüfen, ob eine Genoſſenſchaft jeweils als Groß- oder 
Kleinhändler zu gelten hat. Die Frage kann nur nach Lage des Einzelfalls entſchieden 
werden, wobei grundſätzlich die Zentralgenoſſenſchaften als Großhändler anerkannt werden 
müſſen. Die Nichtzulaſſung einer Genoſſenſchaft zur Warenverteilung iſt nur begründet, 
wenn die Genoſſenſchaft die für eine geordnete kaufmänniſche Geſchäftsführung erforderlichen 
Vorausſetzungen nicht erfüllt. 


Preußiſcher Staatskommiſſar f Miniſterium 
für Volksernährung. für Handel und Gewerbe. 

In Vertretung. In Vertretung. 

Dr. Peters. Dönhoff. 


St. A, f. . E. Gen. 1667. M. f. H. IV. 4319. IIb. 3220. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Vorſitzenden der Staatlichen 
Verteilungsſtelle für Groß-Berlin. 
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Verkehr mit Seifen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 22. Juli 1919. 


Abdruck überſende ich zur Kenntnis und mit dem Erſuchen um koſtenfreie Bekannt⸗ 
gabe in den Amtsblättern und Tageszeitungen. 


Im Auftrage. 
Ib 8871. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier und 
zur Kenntnis 
an die amtlichen Handelsvertretungen. 


Reichswirtſchaftsminiſterium. Berlin NAB. 7, den 5. Juli 1919. 

Während des Krieges und des Waffenſtillſtandes mußte bei der Notwendigkeit, möglichſt 
viel Fette und Ole der meuſchlichen Ernährung zuzuführen, die Verſorgung der Bevölkerung 
mit Waſchmitteln mit tunlichſter Beſchränkung durchgeführt werden. 

Der Mangel an Fetten und Olen zur Herſtellung von Waſchmitteln und die hierdurch 
verurſachte unzureichende Qualität der KA-Seifenerzeugniſſe hatten ein Überhandnehmen 
des Seifenſchmuggels und der illegalen Seifenherſtellung zur Folge. Je geringwertiger das 
Erzeugnis war, mit dem die legale Seifeninduſtrie den Bedarf decken konnte, umſo größer 
war der Anreiz, im illegitimen Handel Auslandsware in das Inland zu bringen und den 
inländiſchen Fettanfall den zu feiner Erfaſſung beſtimmiten Wirtſchaftsſtellen zum Zwecke 
unerlaubter Verſeifung zu entziehen. 

Die Beſetzung des linksrheiniſchen Gebiets durch unſere Feinde hatte die praktiſche 
Außerkraftſetzung des allgemeinen Einfuhrverbots für den größten Teil der Weſtgrenze zur 
Folge. Große Maſſen ausländifcher Fein⸗ und Kernſeifen ſtrömten in das beſetzte Gebiet 
und fanden von hier mit Unterſtützung der Beſatzungsbehörden Eingang auch in das 
unbeſetzte Deutſchland. 

Dieſe wilde Einfuhr hatte nicht nur ſchwerwiegende valutariſche Nachteile, ſondern 
drohte, der Totengräber der deutſchen Seifeninduſtrie zu werden. Aber auch der legitime 
Handel wurde ſchwer geſchädigt. Der Verkauf der ausländiſchen Seifen konnte zu den 
beſtehenden Höchſtpreiſen nicht erfolgen. Der legitime Handel durfte ſich daher, wenn er 
ſich nicht ſtrafbar machen wollte, mit dem Verkaufe nicht befaſſen und mußte zuſehen, wie 
der Schleichhandel immer weiter um ſich griff und die Preiſe in wucheriſche Höhe trieb. 
Alle behördlichen Anordnungen zur Eindämmung dieſer Seifeneinfuhr erwieſen ſich als 
unzureichend, da der Bedarf der Bevölkerung an guten Waſchmitteln außerordentlich war 
und ſomit den ſtärkſten Anreiz zu weiterer Einfuhr bot. Dem wiederholt geäußerten 
Wunſche des legalen Handels, die Höchſtpreiſe für Seifen aufzuheben, konnte nicht ent⸗ 
ſprochen werden, da hierdurch die unerwünſchte Einfuhr zweifellos begünſtigt worden wäre. 
Die einzig wirkſame Gegenmaßnahme gegen die ausländiſche Seife lag in einer bedeutenden 
Verbeſſerung der einheimiſchen Seifenerzeugniſſe. Die Verbeſſerung war bereits vor 
längerer Zeit in Ausſicht genommen, konnte aber wegen des Fettmangels bisher nicht 
durchgeführt werden. Hierin iſt nunmehr eine Anderung eingetreten, die es ermöglicht, der 
Seifenbewirtſchaftung eine neue erfolgverſprechende Grundlage zu geben. Die Zuteilungen 
von Fetten und Olen an die deutſche Seifeninduſtrie werden im Monat Juli weſentlich 
erhöht werden und in den folgenden Monaten eine weitere Steigerung erfahren, bis die 
zugeteilte Menge monatlich 6000 t erreicht. 

Die erhöhte Zuteilung an Rohſtoffen ermöglicht es, folgendes Programm durchzuführen: 

1. Die bisherige KA⸗Seife wird unter Begrenzung auf monatlich 3000 t weiter 
hergeſtellt, jedoch ohne Seifenkarte abgegeben. Der Fettgehalt der KA⸗Seife 
iſt ohne Anderung des Preiſes von 16 auf 25 v. H. erhöht worden. 

2. Das bisherige KA-Seifenpulver wird in der bisherigen Weiſe mit monatlich 
125 Gramm auf den Seifenpulverabſchnitt der Seifenkarte geliefert. Der Fett⸗ 
gehalt des KA-Seifenpulvers wird verdoppelt, der Preis erhöht ſich auf 45 Pf. 
für ein Halbpfundpaket. 
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3. Es wird eine einwandfreie Kernſeife von Fkiedensqualität (60 v. H. Fett⸗ 
gehalt) in Doppelſtücken von 200 Gramm oder in einfachen 100 Gramm⸗Stücken 
hergeſtellt. Das 100 Gramm-⸗Stück wird zum Preiſe von 80 Pf. geliefert. 

Als Feinfeife wird eine gute polierte Toiletteſeife mit angenehmem 
Parfüm (80 v. H. Fettgehalt) im Stückgewicht von 100 Gramm geliefert. Für 
die Selbſtraſierer wird an Stelle der Feinſeife einwandfreie Raſierſeife zur 
Verfügung geſtellt. Das 100 Gramm Stück Feinſeife wird zum Preiſe von 
1,20 „, das 50 Gramm-Stück Raſierſeife zum reife von 0,60 „l berechnet. 

Die unter 3 genaunten Erzeugniſſe werden nur gegen Seifenkarte geliefert, und 
zwar gegen die Feinſeifenabſchnitte der Seifenkarte. Ein Feinſeifenabſchnitt berechtigt zum 
wahlweiſen Bezug von 50 Gramm der genannten Erzeugniſſe. 

Die Lieferung der unter 3 genannten Erzeugniſſe kommt erſtmalig Anfang September 
auf die Septembermarken in Frage. Angeſtrebt wird, die Herſtellung der neuen Erzeugniſſe 
fo zu beſchleunigen, daß bereits Ende Auguſt mit der Lieferung begonnen werden kann. 
Der Vorbezug auf die Septembermarken hin iſt nach den beſtehenden Beſtimmungen 
zuläſſig. 
Es beſteht das größte Intereſſe daran, daß die Allgemeinheit von dieſer Neuregelung 
des Seifenprogramms rechtzeitig Kenntnis erhält und dadurch veranlaßt wird, von weiteren 
Ankäufen teuerer Auslandsſeifen Abſtand zu nehmen. 

Ich erſuche daher ergebenſt, allen in Frage kommenden Stellen von dieſem Schreiben 
eine entſprechende Mitteilung zukommen zu laſſen und ſie darauf hinzuweiſen, daß es eine 
nationale Pflicht iſt, die Regierung in ihrem Beſtreben nach Fernhaltung ausländiſcher 
Fertigwaren und Hebung der einheimiſchen Produktion nachdrücklichſt zu unterſtützen. 

In Vertretung. 
(Unterſchrift.) 


An ſämtliche deutſche Freiſtaaten. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Treibminen in der Helgoländer Bucht. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Verlin W. 9, den 25. Juli 1919. 

Vom 4. Juni 1919 ab patrouillieren tagsüber abwechſelnd die kleinen Torpedoboote 
. 16, 28, 29 und 39 in der Helgoländer Bucht und auf den Wegen Helgoland Borkum 
und Helgoland —Sylt, um Treibminen mit Geſchützfeuer zu vernichten. Als Abzeichen führen 
die Boote die Signalflagge „M“ des internationalen Signalbuchs am Maſt. 

Alle Fahrzeuge, die Treibminen ſichten, ſollen Nachrichten darüber entweder an das 
patrouillierende Boot ſelbſt abgeben, ſonſt au das erſte angetroffene Marinefahrzeug, die 
Nachrichtenſtelle Helgoland oder an die erſte erreichbare Marinebehörde, die für Weitergabe 
an das Patrouillenboot ſorgen werden. 

Ich erſuche, die Schiffahrtskreiſe hiernach zu verſtändigen. 

Im Auftrage. 
. 6405. Dr. Hoffmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Fachausſchuß im Bäckereigewerbe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 10. Juli 1919. 
Reichsarbeitsminiſterium. Berlin, den 10. Juni 1919. 


Auf das Schreiben vom 21. Mai 1919 teile ich ergebenſt mit, daß ein 
Recht, die Bäckereibetriebe durch eigene Reviſoren revidieren zu laſſen, den Fach⸗ 
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ausſchüſſen durch die Verordnung vom 2. Dezember 1918 (RGBl. S. 1397) 
nicht gegeben iſt. Vielmehr iſt im 8 4 der Verordnung ein Weg zur Beſeiti⸗ 
gung ſozialpolitiſcher Mißſtände die Anrufung der Gewerbeinſpektion bezeichnet. 

Im Auftrage. 
Ulnterſchrift.) 


An den preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Abſchrift überſende ich Ihnen zur Kenntnisnahme. 
Im Auftrage. 
III. 5866. v. Meyeren. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Stellenvermittlergeſetz. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 17. Juli 1919. 
Ziffer II des Gebühreutarifs der Stellenvermittler für Bühnenangehörige vom 
19. Auguſt 1910 (HM Bl. S. 473) erhält folgende Faſſung: 
II. Stellenvermittlung für ſonſtige Bühnenangehörige bei Engagements⸗ 
abſchlüſſen ſowie bei Gaſtſpielen: 50 
6% der Vergütung. 


— Dieſe Vergütung wird nach der einzelnen artiſtiſchen Num 
(Einzelartiſt oder Gruppe) berechnet. — nis Es 


Dieſe Anderung tritt am 1. September 1919 in Kraft. 
Berlin, den 17. Juli 1919. 
f Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Abdruck erhalten Sie mit dem Erſuchen, je ein Stück den in Betracht kommenden 
Stellenvermittlern in Ihrem Verwaltungsbezirk aushändigen zu laſſen. 
Int Auftrage. 
II 6013. Dr. Hoffmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweißapparaten. 
Auf Antrag der techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs⸗ und Prüfſtell 
des Deutſchen Azetylenvereins wird der Azetylenapparat Modell P Ds Agelhlen⸗ 
werk Ebersbach a. Fils, Inhaber Eugen Zinſer, der durch meinen Erlaß vom 12. Auguſt 

1914 (HMBl. S. 449) nach § 12 der Azetylenverordnung unter der Typennummer Jıs zum 
dauernden Betrieb in Arbeitsräumen widerruflich zugelaſſen worden iſt, nunmehr auch 
nach § 14 der Azetylenverordnung unter der Typennummer Asr zur vorübergehenden Be⸗ 
nutzung in Arbeitsräumen widerruflich unter den in jenem § 14 der Verordnung feſt⸗ 
gelegten Vorausſetzungen und Bedingungen für Preußen zugelaſſen. 

ü Das Fabrikſchild des Apparats muß entſprechend meinem Erlaß vom 1. September 
1914 (HM Bl. S. 474) auf den Zinntropfen oder Nieten, mit denen es befeſtigt iſt, den 
Stempel der Württembergiſchen techniſchen Beratungsſtelle der Zentrale für Gewerbe und 
Handel tragen. 

Für die Zulaſſung gelten die von der techniſchen Aufſichtskommiſſion vorge chlagenen 
den Behörden mitgeteilten Bedingungen. i 9 
Berlin, den 4. Auguſt 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 


III 7088. Dr. Hoffmann. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Beſchäftigung ehemaliger Berufsſoldaten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 22. Juli 1919. 
Reichsarbeitsminiſterium. Berlin, den 25. Juni 1919. 

Es iſt mehrfach zur Sprache gebracht worden, daß entlaſſene Kapitulanten 
und aktive Offiziere deswegen nicht zur möglichen Einſtellung bei einem Arbeit⸗ 
geber gekommen ſind, weil ſie ortsfremd waren und die Beſchäftigung Orts⸗ 
fremder durch eine auf Grund der Verordnung über die Freimachung von 
Arbeitsſtellen während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 
28. März 1919 (RGBl. S. 355) erlaſſene Anordnung des betreffenden örtlichen 
Demobilmachungsausſchuſſes verboten war. 

Es muß unter allen Umſtänden vermieden werden, daß ſolchen Arbeit⸗ 
nehmern, die infolge der notwendigen Verminderung von Heer und Marine zum 
Ausſcheiden aus ihrem militäriſchen Beruf und zum Übergang in das bürger⸗ 
liche Leben gezwungen worden ſind, die Möglichkeit zur Ergreifung eines ſolchen 
bürgerlichen Berufs und der Verwertung ihrer Arbeitskraft unterbunden wird, 
vielmehr muß ihre Bewerbung um Arbeit möglichſt erleichtert werden. Hierzu iſt 
erforderlich, daß ſie in ihrer Bewerbung nicht ſchematiſch auf ihre früheren Garniſon⸗ 
orte beſchränkt werden, da ihre Unterbringungallein in dieſen ausgeſchloſſen fein dürfte. 

Ich bitte daher, die unterſtellten Demobilmachungsausſchüſſe darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß bei Geſuchen ehemaliger Berufsſoldaten um Ausnahmebewilligung 
im Sinne des 8 7 der Verordnung vom 28. März 1919 (RGBl. S. 355) 
dieſem Geſichtspunkt in gebührender Weiſe Rechnung getragen wird. 

Im Auftrage. 
(Unterſchrift.) 


An das Preußiſche Miniſterium für Handel und Gewerbe in Berlin. 


Abdruck mit dem Erſuchen um entſprechende baldige Anweiſung der Demobil⸗ 


machungsausſchüſſe. 
Im Auftrage. 


II. 6047. ö Dr. Hoffmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


4. Reichsverſicherungsordnung. 
Iv. Buch (Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung). 
Landesverſicherungsanſtalt Brandenburg. 
Bekanntmachung. 

An Stelle des mit dem 1. Juli 1919 in den Ruheſtand getretenen Geheimen Regie— 
rungsrats Meyer iſt vom gleichen Tage ab Landesrat Vieregge unter Ernennung zum 
ſtellbertretenden Vorſitzenden und Direktor der Landesverſicherungsanſtalt in den Vorſtand 
berufen worden. 

Berlin, den 3. Juli 1919. 

Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Brandenburg. 
von Winterfeldt. 


v. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Prüfungen für Gewerbelehrer, Gewerbelehrerinnen, Handelslehrer und Handels⸗ 
lehrerinnen. 
Das Landesgewerbeamt beabſichtigt auf Grund des Erlaſſes des Miniſters für 
Handel und Gewerbe vom 7. Mai 1916 (HM Bl. S. 149), in der Zeit vom 24. November 


an a SE EEE EN u a ag W r nnn 3 
217 


bis 6. Dezember d. Is. in Berlin außerordentliche Prüfungen für Gewerbelehrer, Gewerbe— 
lehrerinnen, Handelslehrer und Handelslehrerinnen abzuhalten. 

Wegen der Einzelheiten der Prüfungen wird auf die Prüfungsordnung vom 7. Mai 1916 
(SMBl. S. 150) verwieſen. Zu den Prüfungen können nur ſolche Lehrer und Lehrerinnen 
zugelaſſen werden, die mehrere (in der Regel mindeſtens fünf) Jahre an einer Fortbildungs— 
oder Fachſchule im Nebenamte mit gutem Erfolg unterrichtet haben und für eine beſtimmte 
Stelle an einer öffentlichen Schule in Ausſicht genommen ſind. Eine entſprechende Be⸗ 
ſcheinigung der anſtellenden Behörde iſt beizubringen. Meldungen ſind nach 85 der Prü⸗ 
fungsorduung auf dem Dienſtwege dem Regierungspräſidenten, in Berlin dem Ober⸗ 
präſidenten in Charlottenburg bezw. dem Polizeipräſidenten in Berlin bis zum 1. Oktober 
d. Is. einzureichen. Das Landesgewerbeamt entſcheidet über die Zulaſſung zur Prüfung 
und fordert die Bewerber zum Erſcheinen unmittelbar auf. 


2. Fortbildungsſchulen. 
Unterrichtszeit an den Fortbildungsſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. b, den 15. Juli 1919. 


Durch die Verordnungen des Reichsamts für die wirtſchaftliche Demobilmachung vom 
23. November v. J. (RGBl. S. 1334) und 17. Dezember v. J. (ebenda S. 1436) iſt die 
Arbeitszeit in gewerblichen Betrieben auf höchſtens 48 Stunden wöchentlich feſtgeſetzt 
worden. Das Demobilmachungsamt hat durch Verfügung vom 19. Februar 1919 
(DMol. II. 1829. 2) entſchieden, daß der Fortbildungsſchulunterricht nicht auf dieſe geſetzlich 
begrenzte Arbeitszeit anzurechnen iſt. 

Hieraus haben viele gewerbliche Unternehmer die Forderung hergeleitet, daß der 
geſamte Unterricht der Fortbildungsſchule in die arbeitsfreie Zeit gelegt wird, während die 
Verbände der Arbeiter und Angeſtellten verlangen, daß der Unterricht während der Arbeits— 
zeit ſtattfindet. Gegenüber dieſen widerſtreitenden Forderungen iſt daran feſtzuhalten, daß 
nach wie vor diejenigen Unterrichtszeiten verbindlich ſind, die auf Grund der Ortsſtatute 
von den Gemeindebehörden uſw. feſtgeſetzt und veröffentlicht ſind. Eine endgültige Regelung 
wird vorausſichtlich durch das in Vorbereitung befindliche Geſetz über die Feſtſetzung der 
Arbeitszeit in den gewerblichen Betrieben erfolgen. Bis dahin iſt, wie bisher, darauf hin⸗ 
zuwirken, daß der Unterricht unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe feſtgeſetzt und 
nach Möglichkeit in die Tageszeit gelegt wird, damit die Schüler dem Unterrichte mit Nutzen 
zu folgen vermögen, damit die der Fortbildungsſchule zur Verfügung ſtehenden Räume 
zweckentſprechend ausgenutzt und damit für den Unterricht in möglichſt weitem Umfang 
beſonders vorgebildete hauptamtliche Gewerbe- und Handelslehrer beſchäftigt werden können. 

Beträgt für einzelne Verufsgruppen die wöchentliche Arbeitszeit weniger als 48 Stunden, 
ſo iſt anzuſtreben, daß für die dieſen Berufsgruppen angehörigen jugendlichen Arbeiter ein 
der kürzeren Arbeitszeit entſprechender Teil des Unterrichts in die arbeitsfreie Zeit gelegt wird 

In Vertretung. 
IV. 2758 Ul. III. —. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Regierungs⸗ und Gewerberäte 
und Bergbehörden für 1914 bis 1918“ wird im Laufe dieſes Monats in der Reichs⸗ 
druckerei fertiggeſtellt werden. Die Jahresberichte bringen diesmal in erſter Linie eine Dar⸗ 
ſtellung des Einfluſſes des Krieges auf alle Gebiete des gewerblichen Lebens, die den 
Gegenſtand der amtlichen Wirkſankeit der Gewerbegufſichtsbeamten und ihrer regelmäßigen 
Jahresberichte bilden. Für ihren Bezug iſt folgendes zu beachten. Ein buchhändleriſcher 
Vertrieb des Werkes findet nicht ſtatt. Beſtellungen auf das Werk nimmt die Direktion 
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der Reichsdruckerei hier SW 68, Oranienſtraße 91, noch bis zum 20. d. Mts. entgegen und 
wird fie ebenſo wie die bis jetzt bei ihr eingegangenen Beſtellungen ſobald als möglich 
erledigen. Der Preis des 113 Druckbogen umfaſſenden Werkes beträgt für den broſchierten 
Abdruck 29 M. 60 Pf. und für den in Ganzkaliko gebundenen Abdruck 32 M. 10 Pf. Die 
Koſten für die Verpackung und Abſendung trägt die Reichsdruckerei, die Portokoſten der 
Sendungen müſſen die Beſteller tragen. Bei der Beſtellung iſt anzugeben, ob broſchierte 
oder gebundene Abdrucke des Werkes gewünſcht werden. Die Koſten werden bei der Ülber- 
ſendung von der Reichsdruckerei durch Nachnahme erhoben werden. 


Gewerbearchiv für das Deutſche Reich, 18. Bd., 3. Heft, Berlin 1919, Verlag 
von Franz Vahlen, Berlin W. 9. 

Steuer-Abzüge. Was kann bei der Einkommenſteuer (Preußen) abgezogen werden? 
Bearbeitet von R. Ritter, Herausgeber der Deutſchen Steuer⸗Zeitung und beeidigtem 
Sachverſtändigten zu Frankfurt a. M. Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin C. 2. 


Arbeitsrecht des neuen Deutſchland. J. Buch. „Die Rechte des Arbeiters im 
neuen Deutſchland“ von Dr. jur. Franz Goerrig. Bonn, Carl Georgi Verlag. 


Scholz, Wegweiſer für den Unterricht im Maſchinenſchreiben. Verlag Ferd. Ashelm, 
Akt.⸗Geſ., Berlin N. 39. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin 10. 8. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld Berlin W. 8. 


